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GESCHICHTE  
 
 
 
 
 

Die Ostdeutschen als ‚Verlierer‘ der deutschen 
Einheit: Wirklichkeit oder Cliche? 
Ost‐ und Westdeutsche im Gründungsprozess der  
Universität Potsdam 

 
 
 
 

Die Literatur zum Transormationspro-
zess an den ostdeutschen Universitäten 
nach der Vereinigung von 19901 stimmt 
weitgehend darin über ein, dass diese 
mit teilweise tiefen Umstrukturierungen 
und beträchtlichen Entlassungen, vor al-
lem im Mittelbau, d.h. im Bereich der 
Dozenten und Assistenten, einherging.2 

Die Universität Potsdam (UP) bildet eine bemerkenswerte Ausnahme, 
denn hier wurden weitaus weniger Professoren und Mitarbeiter entlassen 
als in den anderen ostdeutschen Einrichtungen. Zu fragen ist daher, wie 
es gelang, bei diesen personellen Kontinuitäten eine wissenschaftlich 
gleichwertige Universität zu entwickeln. Damit soll auch ein Beitrag zu 
der Aufarbeitung der westlichen Politik im Osten während der Vereini-
gung geleistet werden, nämlich zu der Frage, ob man bei der Verwirkli-
chung der Vereinigung in den Universitäten nicht mit unnötiger Härte 
vorging.3 

                                                           
1 vgl. Mayntz (1994), Senatskommission zur Erforschung der Leipziger Universitäts- und 
Wissenschaftsgeschichte (2010), Jarausch (2011), Pasternack (1999) 
2 Dieser Artikel ist eine Zusammenfassung meines im Mai 2016 erschienen Buches „Die 
deutsche Vereinigung in Akademia: West- und Ostdeutsche im Gründungsprozess der Uni-
versität Potsdam 1990–1994“ (Marshall 2016) sowie neuer Erkenntnisse, die sich aus dem 
Symposium zur Gründung der UP am 2.12.2016 ergaben. 
3 Redebeiträge zum Symposium „Blockierter Neuanfang? Die Gründung der Universität 
Potsdam.“ Potsdam, 2.12.2016, vgl. http://www.uni-potsdam.de/25jahre/debatte-zur-geschic 
hte-der-hochschule/symposium/diskussionsforum.html (25.5.2017) 

Barbara Marshall 
Norwich 
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Vorgeschichte der Universität Potsdam 
 

Schon die Vorgeschichte der UP unterscheidet sich von den anderen ost-
deutschen Hochschulen. Denn zu DDR Zeiten hatte es in Potsdam keine 
Universität gegeben, wohl aber drei Eliteinstitutionen, die der Regierung 
und Partei bzw. dem MfS eng verbunden waren: Die prestigeträchtige 
Akademie für Staat und Recht (ASR) mit der Ausbildung der administra-
tiven Führungskräfte und in ihr das Institut für Internationale Beziehun-
gen (IIB) für die der Diplomaten; die Pädagogische Hochschule (PHP), 
die größte Lehrerausbildungsstätte der DDR, und die sogenannte Juristi-
sche Hochschule (JHS) zur Ausbildung leitender Kader der Staatssicher-
heit.4  

Letztere wurde bereits Ende 1989 abgewickelt, obwohl die Universi-
tät später einige nichtwissenschaftliche Mitarbeiter bzw. Dozenten über-
nahm.5 Die ASR reformierte sich Anfang 1990 zur Hochschule für Recht 
und Verwaltung (HRV), unter Einschluss des IIB als „Politische Wissen-
schaften und Internationale Beziehungen.“ Als letzte entwickelte sich im 
September 1990 auch die PH und zwar in die Brandenburgischen Landes-
hochschule (BLHS) zurück, die bereits in den Jahren 1948–1952 bestan-
den hatte.  

Diese Einrichtungen wurden in die durch eine ministerielle Ord-
nungsentscheidung am 15.7.1991 gegründete UP eingegliedert, was die-
ser einen beträchtlichen Personalüberhang bescherte. Wie auf diesem 
Hintergrund eine wissenschaftlich anerkannte Universität bei geringerem 
Personalverlust als an den anderen ostdeutschen Hochschulen entstehen 
konnte, beruhte auf drei „Säulen“: der Politik der Landesregierung Bran-
denburgs, den personellen Kontinuitäten in der Hochschulleitung und 
dem mehrheitlich westdeutschen Gründungssenat (GS), der die wissen-
schaftlichen Strukturen ausarbeitete. 

 

                                                           
4 Die Bezeichnung „JHS“ war irreführend, fand doch dort fand kein Rechtsstudium, sondern 
ein Studium des Geheimpolizeiwesens statt. 
5 Besonders wichtig für die Universität war jedoch die Übernahme der MfS-Liegenschaften 
in Golm, da sich die Gebäude am Neuen Palais in schlechtem baulichen Zustand befanden 
und zudem für die zukünftige Universität zu klein waren. Diese Übernahme erfolgte gegen 
den Protest der umliegenden Gemeinden aufgrund der guten politischen Beziehungen der 
Pädagogischen Hochschule zur Staats- und Parteileitung. Belege für die entstandenen 
Kontroversen mit den Gemeinden finden sich in den Akten 6760, 6961, 7019 und 7034 des 
Potsdamer Universitätsarchivs. Der ausführliche Quellenbeleg dieser These erfolgt hier, da 
er in der Monografie an der entsprechenden Stelle (Marshall 2016: 28) leider nicht erfolgte 
und die These heftig angriffen wurde (etwa Gzik 2016: 2).  
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Gründungsgeschichte auf dem „Brandenburger Weg“ 
 

Im Unterschied zu den anderen ostdeutschen Ländern verfolgte Branden-
burg in der Personalpolitik den sogenannten „Brandenburger Weg“, d.h. 
wo immer möglich die Vermeidung der nach der Vereinigung schnell 
einsetzenden Arbeitslosigkeit. Auch dass die Zukunft der Universität 
weitgehend bestimmende Ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kultur (MWFK) unter dem westdeutschen FDP-Politiker Hinrich Ender-
lein war in diesen Politikansatz eingebunden. Wie zahlreiche westdeut-
sche Politiker hatte er den Ehrgeiz, eine Einrichtung von wissenschaftli-
cher Exzellenz zu schaffen (Krull 1994: 222), was den Abbau von Perso-
nal bedeutete. Gleichzeitig war er im Kabinett in die Politik des „Bran-
denburger Weg“ eingebunden.  

Die allgemeine Ausrichtung der Brandenburger Politik zeigte sich be-
reits im Herbst 1990 bei den Beratungen der Kultusministerkonferenz 
über das allgemeine Problem der personellen Erneuerung bzw. der Perso-
nalreduzierung in den ostdeutschen Hochschulen. Hier bot der Einigungs-
vertrag (EV) mit der Abwicklung ganzer oder Teile von Institutionen eine 
erste Lösung. Die Vertreter der neuen Länder baten die KMK zu prüfen, 
„ob [der EV] ausreichende Handlungsmöglichkeiten für strukturelle Ver-
änderungen und Entwicklungen, sowie für die personelle Erneuerung der 
Hochschulen eröffnet.“6  

Schon bei diesen Beratungen lehnte der Vertreter Brandenburgs Per-
sonalreduzierungen prinzipiell ab, da das Land nicht abwickeln, sondern 
aufbauen musste. Auch in der Behandlung der Gleichstellung von (ost-
deutschen) Professoren des „alten“ Rechts mit den neuberufenen (west-
deutschen) des „neuen“ Rechts ging Brandenburg einen Sonderweg. Das 
Land weigerte sich, den alten Professoren einen niedrigeren Status zu ge-
ben.7 

Etwaige Konfliktpunkte wie die politische Dimension – wegen der 
engen Verbindung der DDR-Einrichtungen mit dem vormaligen Regime 
die schwierigste Problematik – wurden möglichst ignoriert. In Branden-
burg gab es daher im Unterschied zu den anderen ostdeutschen Bundes-
ländern kein Hochschulerneuerungsgesetz. Das bereits im Juni 1991 ver-
abschiedete Hochschulgesetz Brandenburgs konnte vom Landtag nur des-
halb so schnell verabschiedet werden, weil die politische Problematik in 
dem Gesetz unerwähnt blieb. Brandenburg war das erste ostdeutsche 

                                                           
6 264. Sitzung des Hochschulausschusses [der KMK] am 22./ 23. 11. 1990 in Bremen für 
das Folgende. (BA DR 7/ 95). 
7 Ebd. 
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Land mit einem Hochschulgesetz, und diese Eile war Teil des allgemein 
pragmatischen Vorgehens. Damit konnte etwaige Kritik begrenzt werden. 

Der Kern des Brandenburger Hochschulgesetzes war die weitgehende 
Autonomie der Universität Potsdam. Anstatt auf formalen Rahmenrichtli-
nien beruhte die Universität auf dem persönlichen Verhältnis zwischen 
dem Minister und dem Rektor, der bereits in der BLHS dieses Amt inne-
gehabt hatte.8 Ihm kam die wichtige Funktion eines „Scharniers“ zwi-
schen dem Ministerium, den Westdeutschen und den ostdeutschen Mitar-
beitern zu.  

Kontinuität herrschte auch in der restlichen Hochschulleitung. So 
blieben der Prorektor9 sowie die gesamte Verwaltung auf ihren Posten. 
Letztere wurde ohne Evaluierung in die Universität übernommen.10 Ihr 
kam beträchtlicher Einfluss auf den Gang der Universitätsgeschäfte zu. 
So wuchs beispielsweise im Gründungssenat (GS) der Frust über ihre Ar-
beit. Klagen über nicht veröffentlichte Ausschreibungen finden sich be-
reits bei den ersten Berufungen im Herbst 1991.11 Hier handelte es sich 
um Posten, von denen eine Bedrohung ostdeutscher Stelleninhaber zu er-
warten war. 

Die Gründung der UP am 15.7.1991 war chaotisch: Der Lehrbetrieb 
der BLHS ging weiter, was die Mitarbeit der Ostdeutschen erforderte, ob-
wohl in den ideologisch besonders beeinflussten Geistes- und Sozial- so-
wie den neu eingeführten Wirtschaftswissenschaften, Jura etc. auch eine 
größere Anzahl mehrheitlich aus dem nahen Berlin kommender Gastdo-
zenten eingestellt wurde. Gleichzeitig begannen die berufenen westdeut-
schen Gründungsprofessoren und der von Minister Enderlein ernannte, 
mehrheitlich westdeutsche GS, die wissenschaftlichen Strukturen der 
Universität zu erarbeiten, die wichtigste Aufgabe für ihre langfristige 
Entwicklung. Dies geschah bei räumlicher Enge, fehlenden Bibliotheken, 
Kopiergeräten etc.  

                                                           
8 BLHS-Rektor Mitzner auf der Landespressekonferenz. (HN 12/ 10. 6. 1991). Professor der 
Chemie. Mitzner galt als unpolitisch. 
9 Professor Gerhard Kempter, ebenfalls Professor der Chemie, blieb erster Prorektor in der 
neuen Einrichtung. Er hatte bereits die Wahl Mitzners organisiert und wurde „die bestim-
mende Kraft“ der Universität. 
10 Ab Mai 1991 trat jedoch ein erfahrener westdeutscher Beamter an ihre Spitze. Bereits im 
August hatte die PH eine Reduzierung des Verwaltungspersonals um 14,4% und der des 
Personals in der Betriebswirtschaft und Betreung um 11,4% gemeldet. (UAP 7007) 
11 „Wir Westler [hatten] nicht damit gerechnet, dass Entscheidungen einfach nicht umge-
setzt würden.“ (Professor Wolfgang Edelstein, Max-Planck Institut für Bildungsforschung, 
Berlin – Professor Rohe, Fachbereich Sozialwissenschaft Potsdam, 8.7.1992 (Material 
Rauh) 
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Personelle Kontinuitäten 1 
 

Die allgemeine Richtung der Entwicklung zeigte sich bereits in der Be-
handlung der Angehörigen der abgewickelten Bereiche der HRV und der 
Sektion Marxismus-Leninismus der PHP/BLHS. Die UP schützte die An-
gehörigen dieser Bereiche weitgehend. Zwar wurden nur sechs HRV-Ju-
risten in die Anfang 1991 gebildete Juristische Fakultät der BLHS über-
nommen. Doch ging das politisch besonders eng mit dem MfS verbunde-
ne IIB der ARS/HRV als „Politischen Wissenschaften“ in die BLHS 
über. Zirka zwölf Wissenschaftler fanden sich später in diesem Bereich 
auch in der Universität. Zwei Professoren waren zeitweise Lehrbeauftrag-
te im FB Sozialwissenschaften.12  

Weitaus zahlreicher waren die aus dem ebenfalls abgewickelten Be-
reich Marxismus-Leninismus (ML) der PH. Die Aufhebung dieser Lehr-
stühle war vom letzten Bildungsminister der DDR „als eine unumgängli-
che Maßnahme im Rahmen der demokratischen Erneuerung der DDR 
und der bevorstehenden Vereinigung der beiden deutschen Staaten“ ver-
ordnet worden.13  

Für die betreffenden Hochschulangehörigen sollte es zwar keine auto-
matische Überführung in die neuen Bereiche geben, doch konnten 
„brauchbare Kapazitäten“ innerhalb der Professoren auf anderen Gebie-
ten benutzt werden. Daraufhin stellten auch in Potsdam zahlreiche Pro-
fessoren und Dozenten der Sektion den notwendigen Antrag auf Umberu-
fung.14  

Die erste Übernahme in Potsdam war die des ehemaligen ML-Sek-
tionsleiters15 des Bereichs und eines Dozenten bereits im September 1990 
mit voller Unterstützung durch Rektor Mitzner.16 Der Professor tauchte 
bereits im Mai 1991 als engagierter Vertreter der kapitalistischen Markt-
wirtschaft auf und arbeitete bis zu seiner Emeritierung im Jahre 2001 als 
Professor für „Regionalwirtschaft“ in der Universität.17 Der Dozent war 
lange Jahre Philosophiedozent im Bereich Sozialwissenschaften.  

                                                           
12 Stock und Montag. UP, Vorlesungs- und Personalverzeichnis. SS 1993 
13 Minister Meyer an die Universitäts- und Hochschulleitungen, 23. 5. 1990 (BA DR 4/ 728) 
14 BA DR 4/ 733 
15 Professor Gloede und des Dozenten Petsche 
16 Trotz der Bedenken des Ministers – er verlangte die Vorlage unabhängiger Gutachten – 
fand die Übernahme später gleichwohl statt. 
17 Neben seiner politischen Belastung war es auch seine akademische Qualifikation für die-
sen Posten, die von Kritikern immer wieder hinterfragt wurde, vgl. z.B. Das Ende vom An-
fang (1993). 
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Andere Ex-MLer fanden sich u.a. in der Verwaltung oder im Bereich 
„Politische Bildung“ wieder. In der Verwaltung nahmen sie teilweise re-
lativ einflussreiche Positionen ein, wie beispielsweise ein früherer Dozent 
für ML-Philosophie,18 der im Dezernat 1 (Planung, Organisation ) 1991 
Koordinator der für die ostdeutschen Mitarbeiter so wichtigen ABM-
Maßnahmen wurde. Er konnte u.a. einer als ML-Dozentin entlassenen 
Mitarbeiterin eine ABM-Stelle verschaffen, bevor sie Gleichstellungsbe-
auftragte der Universität wurde.19 Auch der stellvertrende Dezernent für 
„Akademische und Studentische Angelegenheiten“20 kam aus dem ML-
Bereich. Desgleichen blieb der Posten des Referatsleiters Öffentlichkeits-
arbeit21 unverändert. Unter ihm leitete eine weitere vormalige ML-Do-
zentin22 die Geschäfte. 

Ein weiterer Bereich, in dem Ex-MLer eine neue „Heimat“ fanden 
war der der „Politischen Bildung“ in der Sozialwissenschaftlichen Fakul-
tät. Hier hatte sein damaliger westdeutscher Leiter23 bereits in der HRV 
die Mitglieder des vormaligen IIB bei der Gründung der „Politischen 
Wissenschaften“ beraten. Er wurde dort im September 1990 auch auf den 
Lehrstuhl „Politische Theorie“ berufen.24 In der Universität war er einer 
der Gründer der „Politischen Bildung“, wo er noch heute tätig ist. Die An-
stellung vormaliger Mitarbeiter des ML-Bereichs war hier am einfachsten. 

Besonders interessant war die bereits erwähnte Gleichstellungsbeauf-
tragte. Als solche hatte sie Zugang zu den Senatssitzungen sowie zu den 
Struktur- bzw. Berufungskommissionen. Sie hatte daher einen genauen 
Überblick über die Stellenpläne der verschiedenen Gremien. Gleichzeitig 
mit ihr ernannte Rektor Mitzner auch einen politisch dem alten Regime 
besonders verpflichteten Mitarbeiter des vormaligen Instituts für Lehrer-
bildung zum Datenschutzbeauftragten,25 auf den – so wird vermutet – die 
noch bis 1993/94 bestehende Telefonüberwachung der Senatssitzungen 

                                                           
18 Dr. Norbert Richter. Bis Juli 1987 war er für drei Jahre 1. Sekretär der FDJ-HS Parteilei-
tung. Vorbereitung der B-Aspirantur an der Akademie für Gesellschaftswissenschaften 
beim ZK der SED. (Material Schütte). 
19 A. Zapf. Früher „erhebliche SED-Tätigkeit“. Sie wurde am Tag der ML-Auflösung aus 
dem Dienst entlassen (Diskussionspapier zu den Problemen der UP, 3.5.1993). Sie vertrat 
die Interessen der Gleichstellungsbeauftragten und Frauen auch sehr eloquent im Landtag. 
20 Dr. W. Götze. Er war bereits an der PH Direktor für Studienangelegenheiten. 
21 Dr. Rammelt 
22 Dr. Barbara Eckhardt. Sie war bereits Redakteurin der SED-Zeitung „Oktober“. 
23 Dr. Bernhard Muszynski 
24 HRV, Sektion Politische Wissenschaften und Internationale Beziehungen. Beschlusspro-
tokoll der Beratung des Direktors mit den Lehrstuhlleitern am 5.9.1990. (UAP 13457) 
25 Dr. Rolf Zander. MfS. FB Primarstufe. (UAP Ordner ‚GS‘)  
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und der Büros der Professoren zurückging.26 Seit Mitte 1991 war er be-
reits Mitglied des Personalrats der Universität.  

Auch der neu ernannte ostdeutsche Leiter des Universitätsarchivs si-
cherte, dass keine belastenden Materialien des Personals in unerwünschte 
Hände fiel. Zusammen mit dem ebenfalls von einem Ostdeutschen gelei-
teten Personalrat27 zeigten diese Posten die enge Vernetzung der ostdeut-
schen Mitarbeiter. Einen wesentlichen Beitrag zur Arbeitsplatzbewahrung 
leistete auch die Justitiarin der Universität,28 die jede vermiedene Entlas-
sung als „Sieg über das System“ feierte.29 Dieses Netzwerk der Ostdeut-
schen sollte sich in den personalpolitischen Auseinandersetzungen der 
folgenden Jahre bewähren. 

Für die PH/BLHS hatte sich bereits im Herbst 1990 die Notwendig-
keit ergeben, das großzügig bemessene Personal zu reduzieren.30 Es galt, 
den Lehrkörper allmählich den im Westen der Republik üblichen Verhält-
nissen anzupassen, d.h. die Zahl der von der alten PH übernommenen, 
aus sachlichen und politischen Gründen in Zukunft für eine Weiterbe-
schäftigung in der BLHS ungeeigneten Professoren und Mitarbeiter zu 
reduzieren. Bei dieser Aufgabe verfolgte Rektor Mitzner den geschilder-
ten „Brandenburger Weg“.  

So konnte er seit Oktober 1990 zahlreiche Professoren dazu bewegen, 
in den Vorruhestand zu gehen. Auch war die Personalreduzierung in den 
verschiedenen Fakultäten unterschiedlich.31 Die Evaluierung der Ge-
schichtswissenschaft führte – unter maßgeblicher Beteiligung westdeut-
scher Historiker32 – zur Entferung aller ostdeutschen Kollegen, mit einer 

                                                           
26 Interviews Grawert (23.11.2011) und Rauh (4.7.2013) 
27 Dozent der Physik Fred Albrecht 
28 Steffi Kirchner, Justitiarin der BLHS und Dezernentin für Personal-und Rechtsangelegen-
heiten. Bis 1990 arbeitete sie als Justitiarin im Reichsbahnausbesserungswerk Potsdam. Sie 
wurde mit Hilfe von Professor Grawert an der Universität Bochum in bundesrepublikani-
sches Recht eingeführt. (Interview Grawert, 23.11.2011)  
29 Interview Muszinsky 13.2.2014 
30 Laut PH-Rektor Gzik war an der PHP das Verhältnis von Studenten zu wissenschaftli-
chem Personal 4,7 : 1 gegenüber 20 bzw. 22 : 1 in der Bundesrepublik. (A. Gzik, Referat 
„Zum Stand der Reformprozesse an der PH ‘Karl Liebknecht’ in Potsdam.“ 22. Konzil, 26. 
2.1990. Broschiert, S. 25) 
31 So verloren die Naturwissenschaften, die allgemein als weniger politisch belastet galten, 
nur einen ohnehin unbeliebten Professor. Die Schaffung eines neuen Fachbereichs Sozial-
wissenschaften durch einen Berliner Soziologen führte mit Wirkung vom 1. 10. 1990 zur 
Streichung von 20 Planstellen von 66. (Personalbestand 18.3.1991. UAP 6980). 
32 Die Professoren Mommsen (Düsseldorf), Fischer (FU) und Schuller (Konstanz). Weitere 
Teilnehmer waren der Geschäftsführer des Fachbereich, dessen Assistentin und ein Student. 
Ein derart direkter Eingriff von Westdeutschen wiederholte sich später nicht mehr. 
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Ausnahme, der dann aber freiwillig zurücktrat.33 Nur eine ostdeutsche 
Professorin überlebte auf einer C4-Professur und das nur aus „Zufall“.34  

Diese frühen Evaluierungen waren auf die Initiativen Einzelner be-
schränkt, doch veranlasste die Landesregierung im Frühjahr 1991 – auf-
grund u.a. von Empfehlungen der KMK – eine systematische Überprü-
fung des gesamten Personals der BLHS (Görtemaker 1995: 17). Wieder-
um erließ das MWFK keine Anweisung zu ihrer Ausführung. Die Hoch-
schule bildete daher interne Kommissionen. Beobachter kamen schon 
früh zu dem Schluss, dass mit dieser internen Verfahrensweise und der 
Zusammensetzung der Kommissionen, „die fachliche Evaluierung insge-
samt … weitgehend ungenügend“ war, obwohl die Kommissionen in ein-
zelnen Fachbereichen gründlich gearbeitet hatten.  

Wie wenig man in Potsdam an einer sorgfältigen Arbeit interessiert 
war, zeigte sich auch in den – im Gegensatz zu den Praktiken der anderen 
ostdeutschen Universitäten – unrealistisch kurzen Bearbeitungszeiten. 
Denn hier sollten die Überprüfung aller Professoren und Dozenten bereits 
bis Ende April 1991 abgeschlossen werden (ebd.: 18),35 was schließlich 
Ende Mai gelang. 123 Personen wurden überprüft, von denen 16 negativ 
evaluiert wurden.36  

Auch bei den Integritätsüberprüfungen des übrigen Personals der 
BLHS herrschten Verzögerungen und dann große Eile. Eine Personal-
kommission nahm am 13.5.1991 ihre Arbeit auf und sollte bereits Ende 
Mai ihre Ergebnisse vorlegen – und das bei einer Gesamtzahl der Über-
prüfungen von 1.249! (Görtemaker 1995: 22)  

Die am 12.7.1991 von Rektor dem Ministerium die überreichten Un-
terlagen enthielten die Empfehlung, in lediglich elf Fällen eine Dringlich-
keitsanfrage beim Bundesbeauftragten zu stellen und 22 Kündigungsver-
fahren einzuleiten. Auch hier spielte das MWFK durch Verzögerung und 
letztlich die Vermeidung von für die MA negativen Entscheidungen eine 
unrühmliche Rolle. (vgl. Marshall 2016: 120ff.) 

                                                           
33 Professor Finker. Er wurde später als IM entlarvt, der die Forschungsarbeiten zu seiner 
Stauffenberg-Biographie in den Privatarchiven der Familie Stauffenbergs für Berichte an 
die Staatssicherheit missbraucht hatte. Seine Veröffentlichungen waren jedoch auch in der 
Bundesrepublik bekannt. Die Evaluierung war für ihn „ein entwürdigender Vorgang“. Inter-
view Korenke 15.11.2011. 
34 Interview Klose. 31.10.2012 (Professor Dagmar Klose war bereits in in den 80iger Jahren 
an der PH. Dann als eine von zwei DDR-Historikern auf einer C4-Professur (Geschichtsdi-
daktik). 
35 Für Leipzig siehe auch Senatskommission zur Erforschung der Leipziger Universitäts- 
und Wissenschaftsgeschichte (2010) 
36 Allerdings bleibt unklar, ob sie die Universität verlassen mussten. 
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Die große Mehrzahl der HS-Angehörigen blieb somit auf ihren Pos-
ten. Diese ersten Evaluierungen waren insofern besonders wichtig, weil 
sie im Laufe der weiteren Entwicklung der Universität immer als „beson-
ders sorgfältig“ bezeichnet wurden, sodass ihre Ergebnisse später nicht 
hinterfragt werden konnten, was wiederum den alten ostdeutschen Besitz-
stand schützte.37 

 

Der Gründungssenat 
 

All dies war eine besondere Herausforderung für den Gründungssenat. 
Denn die Ausarbeitung des wissenschaftlichen Rahmens bedeutete 
gleichzeitig die der Gesamtstruktur, was sich unter dem zunehmenden 
Sparzwang durch das Finanzministerium immer mehr zu einem Kampf 
um den Bedarf an Planstellen entwickelte. Im GS wurden daher auch die 
wichtigsten personalpolitischen Auseinandersetzungen ausgetragen.  

Obwohl nur drei Ostdeutsche Mitglieder waren – eine kleine Minder-
heit unter der Gesamtzahl von 13 –, erwies sich deren Auswahl als be-
deutsam: der bereits erwähnte Prorektor Kempter,38 sowie mit Dr. B. 
Krüger eine wortgewandte Vertreterin des Mittelbaus39 und Professor 
Kujawa40 als Repräsentant der für die UP so wichtigen außeruniversitären 
Institute. Hinzu kamen eine Vertreterin der Studenten und ab 1992 ein 
zweiter Vertreter des Mittelbaus41 sowie ein zweiter Student. Alle ost-
deutschen Mitglieder im GS waren loyale Anhänger des früheren Regi-
mes.42 

Die westdeutschen Mitglieder des GS waren mit der Vorstellung nach 
Potsdam gekommen, dass man hier etwas völlig Neues gründen konnte, 

                                                           
37 Bei den gleichzeitigen Evaluierungen der HRV unter der Leitung von Rolf Grawert wur-
den von den noch vorhandenen 31 Hochschullehrern letztlich nur sieben übernommen. Von 
den 45 noch vorhandenen wissenschaftlichen Mitarbeitern galt das in 13 Fällen. 
38 vgl. FN 9 
39 Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Literaturwissenschaft, FB Germanistik. 
Sie vertrat die Interessen des Mitelbaus sehr geschickt und trat auch mehrmals im Branden-
burger Landtag als Sprechrin auf. 
40 Professor Dr. Manfred Kujawa, in der DDR Direktor des Instituts für Ernährungsfor-
schung in Rehbrücke, in dem wichtige Forschungen zu Dopingprojekten u.a. der Stasi und 
des DDR-Sports stattgefunden hatten. Er war jetzt Direktor des Fraunhofer Instituts für Um-
weltchemie und Ökotoxikologie Potsdam. 
41 Dr. H. Schmidt Wissenschaftlicher MA am Physikalischen Institut, in dem auch der Vor-
sitzende des Personalrats, F. Albrecht, beschäftigt war.  
42 Der zweite Student Meyerhöfer hatte beispielsweise seinen Wehrdienst im Elitebattaillion 
„Dzerschinsky“ geleistet. (Interview 1.7. 2013). 
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während in Wirklichkeit der Rahmen zum großen Teil aus den bestehen-
den Einrichtungen vorgegeben war. Von diesen und anderen ostdeutschen 
Realitäten wussten die Westdeutschen zunächst wenig,43 was die Position 
des Rektors und die seiner ostdeutschen Mitarbeiter weiterhin erheblich 
stärkte. Es war in ihrem Interesse, diese westliche „Blauäugigkeit“ so lan-
ge wie möglich zu bewahren. So hielten sie sich bedeckt; Mitzner wahrte 
bei aller Höflichkeit Distanz. (Herrmann 2006: 2f.) 

Obwohl die Struktur- bzw. Berufungskommissionen des Senats für 
die einzelnen Bereiche in der Regel gute Arbeit leisteten, funktionierte 
der Senat als Ganzes nicht so, wie man es hätte erwarten können. Dies 
war einmal die Folge seiner relativen Isoliertheit vom Rest der Institution 
bzw. der der Senatsmitglieder untereinander. Denn die Mitglieder waren 
nur wenige Tage in Potsdam anwesend, da sie weiterhin Aufgaben an ih-
ren Heimatuniversitäten wahrzunehmen hatten. Sie flogen nur tageweise 
nach Potsdam, wo sie in Mammutsitzungen oft Agenden von bis zu 80 
Seiten abarbeiten sollten (Marshall 2016: 60). 

Auch waren die Kommunikationsmöglichkeiten mangelhaft, und es 
fehlte oft sogar ein sicherer Tagungsort. Im Sommer 1993 entdeckte man 
beispielsweise noch zufällig die erwähnten Mikrophone, mit denen die 
Beratungen des Senats abgehört wurden.44 Die Mitglieder des GS waren 
empört, aber die Affäre blieb folgenlos. Das Ergebnis war, „dass wir 
nicht befriedigend kooperieren oder nur Informationen austauschen kön-
nen, dass Diskussionen im Senat stattfinden müssen, ohne zu brauchba-
ren Ergebnissen oder institutionell handbaren Lösungen zu führen“. Dies 
erklärte auch, warum man „die Tätigkeit des GS in Frage stellt oder sogar 
in Verruf bringt; dass dessen Verhandlungen in einem institutionellen 
und prozeduralen Vakuum ablaufen, sodass sie allzu oft folgenlos blei-
ben, verworren erscheinen, Gerüchten Vorschub leisten und die Instituti-
on zusätzlich zu destabilisieren scheinen.“45  

Dieses Problem blieb auch in der Folgezeit ungelöst. Im Juli 1992 
kam es zu einer „spannungsgeladenen Diskussion über die Funktion und 

                                                           
43 Auch die Autorin, die das SS 1992 als Gastdozentin an der Universität verbrachte, fällt in 
diese Kategorie. 
44 Interview Rauh 4.7.2013. (Professor Gisa Rauh, Universität Wuppertal, Anglistik/Ameri-
kanistik. Von 1991 bis 1994 Mitglied des Gründungssenates und Stellvertretende Grün-
dungsrektorin der Universität Potsdam). Man nahm die Sache philosophisch. Die UP hatte 
wichtigere Probleme. (Interview Görtemaker 21.3.2012). Vgl. dagegen die Aussage von 
Professor Mitzner: „Der GS war wirklich ‚dicht‘ – nichts drang nach außen.“ (Interview 
6.12.2012) 
45 Professor Wolfgang Edelstein, Max-Planck Institut für Bildungsforschung, Berlin – Pro-
fessor Rohe, Fachbereich Sozialwissenschaft Potsdam, 8. 7. 1992 (Material Rauh) 
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Leistungsfähigkeit des Senats, der unter extremem Zeitdruck und ohne le-
bendige Beziehungen in die Institutionen hinein, den Aufbau einer [Ein-
richtung] verantwortlich voranzutreiben hat, deren Verwaltung ihm zu-
gleich durch ein problematisches Gesetz auferlegt ist, das ihm die Mittel 
dafür vorenthält.“46  

Angesichts dieser Gegebenheiten scheint es erstaunlich, dass der GS 
seine Arbeit fortsetzte. Doch fand man sich in einem ständigen Zwiespalt: 
Man wollte der Universität nicht durch öffentliche Kritik schaden, nicht 
als „Imperialisten“ im Osten auftreten. Das Ziel war es, das Vertrauen der 
Ostdeutschen zu gewinnen.47 So machte man in Konfliktfällen Zuge-
ständnisse an die Ostdeutschen. 

Die entstehenden wissenschaftlichen Strukturen erforderten nach dem 
Verständnis der westdeutschen Mitglieder des GS im Westen übliche 
Personalstrukturen. So machte der GS bereits im September 1991 klar, 
dass die erstrebte Anerkennung der UP als Einrichtung mit „Forschungs-
profil und [als] fundierte wissenschaftliche Lehreinrichtung“ nur mit ei-
nem hohen Anteil an „fluktuierendem Personal im Mittelbau“ möglich 
sei. „Der GS wird … Entscheidungen zu fällen haben, wie unter Berück-
sichtigung von fachspezifischen Aspekten für den Mittelbau bis zu einem 
festzulegendem Zeitpunkt das vorgegebene Verhältnis von unbefristeten 
und befristeten Stellen zu erreichen ist, um den notwendigen Qualitäts-
stand zu gewährleisten.“48  

Hierzu sollten juristisch abgesicherte einheitliche Richtlinien erarbei-
tet werden, „die die Überführung in befristete fünfjährige Arbeitsverhält-
nisse regeln.“ Gleichzeitig gab man auch „verbindliche Festlegungen, … 
[wie bei] Mitarbeitern im befristeten Arbeitsverhältnis das Habilitations-
verfahren maximal ausgeschöpft, bzw. eine Umorientierung des Berufs-
einsatzes [erreicht] werden kann.“49 Mit anderen Worten: Der GS war 
sich der schwierigen Lage des Mittelbaus durchaus bewusst und wollte 
eine Lösung der Problematik konstruktiv angehen. 

Doch fand er damit nicht die Unterstützung des MWFK. Schon An-
fang November 1991 reagierte die Landesregierung mit Beschwichtigun-
gen auf die „beträchtliche Unruhe im Mittelbau“. Minister Enderlein be-
ruhigte auf einer Veranstaltung am 9.11.1991 die Betroffenen mit dem 

                                                           
46 Ebd. 
47 Interview Herrmann, per Telefon und e-mail, 13.8.2012. Dies bedeutete jedoch nicht, 
dass nicht auch die Westdeutschen bei späteren Berufungen ihre Eigeninteressen verfolgten. 
48 GS 2.3.9.1991.(UAP 13749; BLHA 1500/2329) 
49 GS. Änderungen zum Protokoll der Sitzung des GA vom 2./ 3. 9. 1991.(UAP 13749; 
BLHA 1500/ 2329) 
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Hinweis, dass das Ministerium die Entlassungen auf ein Minimum be-
schränken und dass diese sozialverträglich ausgeführt würden.50 Auch der 
GS schwenkte auf diese Linie ein, was bedeutete, dass er bereits nach we-
nigen Monaten seine im September formulierten Ziele aufgab. 

Die Gleichzeitigkeit des wissenschaftlichen Aufbaus der Universität 
durch den GS, der Überleitungen von Professoren und Mitarbeitern, der 
weiteren Evaluierungen sowie der Ausarbeitung einer Gesamtstruktur der 
UP mit detaillierteren Angaben zur Personalstruktur führte zu beträchtli-
cher Unübersichtlichkeit, Konflikten und letztlich zur Konfrontation zwi-
schen dem Minister und dem für die Überleitungen zuständigen west-
deutschen Professor Grawert, die mit dessen Rücktrit von dieser und an-
deren Funktionen in der HS endete. 

 

Personelle Kontinuitäten 2 
 

Die sogenannten Überleitungsverfahren, die die Eignung der Professoren 
zur Überführung in den Status eines nach westdeutschen Recht beamteten 
Vollprofessors der UP prüften, wurden erst ab Oktober 1992 durchge-
führt, nachdem eine Ergänzung des Brandenburger Hochschulgesetzes (§ 
106a) die rechtliche Grundlage geschaffen hatte. Von 46 Professoren 
stellten 39 den entsprechenden Antrag, von denen 33 – davon 24 auf C4 
Stellen – übergeleitet wurden, d.h. 73 %.  

Wie großzügig man in Potsdam damit vorging, zeigte sich an der be-
deutend geringeren Zahl von um die 50 % für die anderen ostdeutschen 
Universitäten. Unter den an der UP übergeleiteten Professoren befanden 
sich vormalige, zum Teil politisch belastete Sektionsdirektoren u.a. in 
den Naturwissenschaften, der Germanistik,51 Anglistik,52, Sport,53 Päda-
gogik, Psychologie54 und Informatik.55 Die Folge dieser Personalkontinu-

                                                           
50 Bericht in PUTZ, 19/ 991 (Dezember) 
51 Werner Rieck, Mitglied der HS Parteileitung 
52 Wicht IMS „Werner Heinze“ 1967–1981 (BstU Archivnummer 2657/81. Material Halt). 
Doch erscheint sein Name nicht mehr in den der Autorin vorliegenden Vorlesungsverzeich-
nissen für die Jahre 1993 und 1993/94.  
53 Philipp. In der DDR Sektionsdirektor. Verdienstmedaille der Nationalen Volksarmee in 
Silber. Ausgezeichnet wegen langjähriger SED-Mitgliedschaft. (Material Schütte) 
54 Franz. In der PH Vorsitzende der Hochschulgewerkschaftsleitung, Dekanin der Pädago-
gisch-Psychologischen Fakultät, Mitglied der zentralen Parteileitung, Sektionsdirektorin. In 
der UP: Stellvertretende Direktorin des FB Psychologie. 
55 Wedel. Professor alten Rechts für Informatik an der Math/Nat-Fakultät. Wegen langjähri-
ger IM-Tätigkeit am 11.8.1994 von UP und MWFK entlassen (MAZ 13 .8.1994). 
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itäten war das Bild der Universität als einer Einrichtung, an der die alten 
Kader prächtig überlebten. 

Die Überleitung des Mittelbaus gestaltete sich bedeutend schwieriger. 
Hier befand sich hauptsächlich auch der Personalüberhang, wie ein Ver-
gleich mit anderen Hochschulen zeigt (Übersicht 1): 

 
Übersicht 1: Personalstrukturen an west‐ und ostdeutschen Universitäten. Stand: 
Ende 1992 

  HHU Düsseldorf  U Siegen  U Potsdam  HU Berlin 

Studierende  12.755  12.517  7.012  20.514 

Professoren/Dozenten  159  221  263  403 

Wiss. Mitarbeiter  377  351  632  309 

Nichtwiss. Mitarbeiter  869  540  1.263  1.024 

Quellen: UP Dezernat 6, UAP 13752, 10.2.1993; Personalstellen des Landes Nordrhein‐Westfalen nach 
Haushaltsplan 1992; für HU siehe Neidhart (1994: 58f.) 

 
Das Problem war inzwischen, dass die fachliche Evaluierung des Mittel-
baus mit dem Stellenprofil und der damit verbundenen Anzahl der Stellen 
verbunden wurden, was eine direkte Bedrohung der Interessen des Mittel-
baus bedeutete. Hier kam es daher auch zu dem erwähnten grundsätzli-
chen Konflikt zwischen dem auf akademische Qualifizierung ausgerichte-
ten und an möglichst ordnungsgemäßen Verfahren orientierten Kommis-
sionsleiter Grawert und Minister Enderlein, der als Politiker geneigt war, 
politische Aspekte zu berücksichtigen.56  

Aus Grawerts Sicht konnten die Evaluierungen nur auf der Basis von 
„fachlich verantwortungsvoll“ gehandhabten Entscheidungen bewerkstel-
ligt werden, denn es war abzusehen, dass sie „unter erheblich größeren 
Druck der Öffentlichkeit gerät.Von interessierter Gewerkschaftsseite aus 
ist dies [bereits] angekündigt worden.“ Dem war aber nur mit ausdrückli-
cher Unterstützung des Ministers standzuhalten. „Wenn auch nur der … 
Eindruck entsteht, dass Fachvoten auf [irgendeine] Weise überholt wer-
den könnten, stehen die Kommissionsarbeit und die Qualität der Perso-
nalauswahl zu Lasten des Rufs der UP in Frage.“ Unter diesen Umstän-
den zog er es vor, am 14.9.1993 von seinen Ämtern zurückzutreten. 

Von nun an ging man „pragmatisch“, in Eigenregie der Ostdeutschen 
vor. Unter Prorektor Kempter als Vorsitzender der Überleitungskommis-
sion wurden alle umstrittenen Kandidaten übergeleitet, obwohl 98 nicht 

                                                           
56 Interview Grawert 23.11.2011. Das grundsätzliche Problem war in seinen Augen: „Die 
Ostdeutschen wollten Leute haben, die ihnen sagten, ‚alle können bleiben‘. Da geht es um 
Zugeständnisse und nicht um die Qualität der Person.“  
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in den Struktur- und Stellenplan der UP eingeordnet werden konnten. 
Doch Differenzen zwischen der UP, dem MWFK und dem Hauptperso-
nalrat des MFWK führen dazu, dass selbst 77 Kündigungen, die wegen 
mangelndem Bedarf und fehlender fachlichen Eignung zum 31.12.1993 
erfolgen sollten, nicht durchgeführt werden konnten. Auch bekannte Sta-
simitarbeit war kein Kündigungsgrund. 

Diese Einstellung des MWFK deutete bereits an, dass die im Eini-
gungsvertrag vorgeschriebenen politischen Evaluierungen in Potsdam 
schwierig werden würden. Für die ostdeutschen Hochschulen allgemein 
galt, „dass das MfS eine wesentliche Rolle an allen Universitäten und 
Hochschulen spielte und das Alltagsleben bestimmte.“ (Huber 1996: 116) 
In Potsdam hatte die PHP den Ruf einer besonders „roten Hochschule“.57 
Die ASR galt als „größte, älteste und berüchtigste Kaderschmiede der 
DDR“.58 Die beträchtliche Zahl nicht nur der Stasiangehörigen, sondern 
auch der leitenden Kader der SED hatten den Alltag der PH bzw. der 
ASR völlig dominiert. In der ASR gehörten nur 5 % der Mitarbeiter nicht 
der SED, sondern deren Blockparteien an oder waren parteilos (Jacobsen 
2006: 170). Am IIB gab es einen speziell für diese Institution verantwort-
lichen Stasi-Mitarbeiter. Auch scheint, wie erwähnt, sogar eine institutio-
nelle Verbindung zur JHS möglich. Studenten des IIB erinnern sich an ei-
nen „unglaublich stalinistischen Dogmatismus“ des Unterrichts am IIB 
(Rosenthal 1993). 

 

Die Probleme der Aufarbeitung 
 

Eine Aufarbeitung dieser politischen Vergangenheit musste von außen 
kommen. In Brandenburg war die politische Opposition zu schwach, um 
dies zu erzwingen. Der Landesregierung fehlte es an politischen Willen. 
Bereits Anfang 1991 hatten sich die Vertreter aller Parteien im Landtag 
gegen ein einfaches Schwarz-Weiß-Denken ausgesprochen und die Tatsa-
che hervorgehoben, dass Kontakte zur Staatssicherheit in der DDR viel-
fach unvermeidbar waren. Es sei daher immer die konkrete Einzelsituati-
on zu prüfen.59  

Aus diesem Grund verlief die Aufarbeitung der Stasi-Vergangenheit 
im öffentlichen Dienst „milder“ in Brandenburg als in anderen ostdeut-

                                                           
57 So der vormalige Rektor Gzik (Interview 2.8.2011). Es herrschte die „Vierfaltigkeit aus 
Staat, Partei, Gewerkschaft und dem PH Rektorat.“ Genaue Zahlen ließen sich von der 
Autorin nicht ermitteln. 
58 Freiheit der Wissenschaft, o.D., S. 18. (Material Schütte) 
59 Landtag – Plenarprotokoll 1/ 30: 2231, 2235 
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schen Ländern. So wurde hier bewusst kein spezieller Posten eines „Sta-
si-Beauftragten“ geschaffen (Müller-Ensberg 2000). Was die UP betraf, 
hielt sich das MWFK weitgehend zurück und berief sich auf die im 
Hochschulgesetz enthaltende Hochschulautonomie. Im Gegensatz zu den 
anderen ostdeutschen Ländern erließ das Ministerium keine Leitlinien für 
die anstehenden politischen Säuberungen. Ohne objektive Krierien blieb 
jedoch wiederum nur der Weg der Einzelfallprüfungen. Aber selbst hier 
zeigten die Beamten des MWFK eine bemerkenswerte Großzügigkeit. 
Man war sich einig, dass Stasizuarbeit bzw. -mitgliedschaft und Füh-
rungspositionen in der SED per se kein Grund zu Entlassungen sein 
konnten. Auch für Minister Enderlein waren die systematischen Überprü-
fungen kein Thema. „Das wäre Sache der Universität gewesen. Bei Ein-
stellungen ja, nicht aber bei Leuten, die schon da waren.“60 

Die Universität konnte andererseits darauf verweisen, dass das Minis-
terium seine Briefe gar nicht oder nur mit beträchtlicher Verspätung be-
antwortete bzw. immer wieder Bedenken äußerte, die das jeweilige Ver-
fahren verzögerten. Im Juli 1994 entdeckte man, dass das Ministerium für 
manche Gruppen – insgesamt 1186 Personen – noch gar keine Anträge 
bei der Gauckbehörde gestellt hatte. Ihre Überprüfung wurde schließlich 
mit Schreiben vom 4.8.1994 beantragt. Dass auch Rektor Mitzner hier ei-
ne Rolle spielte, war durchaus bekannt. Mitzner „behauptete, dass Sachen 
an die Gauckbehörde weitergeleitet wurden. Es lag ihm aber [hauptsäch-
lich] daran, seine Leute zu halten.“61 

Im Jahr 1994 kann der energischere Ansatz der Universität u.a. als ei-
ne Reaktion auf die wachsende öffentliche Kritik erklärt werden, der die 
UP wegen ihrer Personalpolitik ausgesetzt war, beispielsweise mit der 
Veröffentlichung eines „Diskussionspapier[s] zu Problemen der UP“.62 
Hier wurden diverse Missstände an der UP aufgelistet. Ein Jahr später 
veranstaltete die Universität selbst ein Podiumsgespräch zu diesem The-
ma, die zu der zitierten Dokumentation von Professor Görtemaker (1995) 
führte. Jede Kritik an der Hochschule wurde jedoch abgewiesen. Kritiker 
waren „Nestbeschmutzer“. 

Insgesamt blieben die Ergebnisse der politischen Evaluierungen unbe-
friedigend, was sich u.a. in wiederholten Anfragen im Brandenburger 
Landtag zu dieser Thematik zeigte.63 In der frühen UP siegten somit die 

                                                           
60 Interview Enderlein, 14.3.2012 
61 Interview Rauh, 4.7.2013 
62 Deutscher Hochschulverband, Bundes Freiheit der Wissenschaft (Sektion Berlin/Bran-
denburg), 5. 5. 1993 
63 Anfrage Nr. 1321 des Abgeordneten Dr. M.Schierack (CDU) 
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alten „Kader“ weitgehend. Auch setzten sie ihre Erfahrung in politischen 
Kämpfen der Vergangenheit dazu ein, systematisch alle Spuren zu verwi-
schen: Personalakten der Vorgängerinstitutionen wurden zerstört und die 
Akten in den Archiven sorgfältig durchforstet, was die Aufarbeitung der 
Vergangenheit an der UP schwierig macht.64  

 

Resümee 
 

Trotz dieser schwierigen Anfangsphase entstand in Potsdam eine erfolg-
reiche Universität. Dies war hauptsächlich der Angliederung zahlreicher 
außeruniversitärer naturwissenschaftlicher Institute zuzuschreiben, deren 
Leiter häufig zugleich Professoren an der Universität waren. Durch die 
Zusammenarbeit der Naturwissenschaftlichen Fakultät der UP, den Insti-
tuten der MPG und der Fraunhofer Gesellschaft entwickelte sich in der 
Region Potsdam einer der größten Wissenschaftsstandorte Deutschlands 
Doch blieb die große Anzahl wissenschaftlich unproduktiver Kräfte zu-
nächst ein Nachteil für die Hochschule. In einem Vergleich der For-
schungsleistungen der deutschen Universitäten beispielsweise nahm Pots-
dam 1993 den letzten Platz ein.65 Verbesserungen wurden erst allmählich 
nach externen Gutachten von Sachverständigen erreicht (Lemmermöhle 
u.a. 2008, Wissenschaftsrat 1993). 

Andere Faktoren sprachen jedoch auch für den „Brandenburger Weg“ 
der Personalpolitik. So blieben der Hochschule langwierige gerichtliche 
Klagen von Entlassenen weitgehend erspart.66 Auch schnitt die Universi-
tät bei Begutachtungen der Lehre regelmäßig gut bzw. sehr gut ab (Padt-
berg 2014). 

Die in der ostdeutschen Hochschullandschaft einmalige Entwicklung 
der UP kann daher auf verschiedene Faktoren zurückgeführt werden: al-
len voran die Landespolitik, die der Hochschule Autonomie in der Füh-
rung ihrer Angelegenheiten in einer Art gewährte, die den Ostdeutschen 
beträchtlichen Einfluss zusicherte. Hinzu kam der gut informierte und or-
ganisierte Mittelbau. Der Einfluss der Westdeutschen wurde auf den Auf-
bau der wissenschaftlichen Strukturen eingeschränkt. Langfristig hatten 
sie zwar großen Einfluss auf die Berufungen – die Mehrzahl der C4-Lehr-
stühle wurde von Westdeutschen besetzt –, doch konnten der ostdeutsche 
Mittelbau und auch mehr Professoren als an anderen ostdeutschen Uni-
                                                           
64 So erklären sich auch die fehlenden genauen Zahlenangaben – das wichtigste Hindernis 
bei der Erforschung der Potsdamer Vorgänge. 
65 Focus, Herbst 1993. 
66 Eine Ausnahme war der letzte Rektor der PH Gzik.  
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versitäten auf C4- bzw. eine Mehrheit auf C3-Positionen bleiben und so 
ihre Interessen wahren. In Potsdam gingen die Westdeutschen in der Re-
gel nicht zu hart gegen die Ostdeutschen vor. 

Der „Brandenburger Weg“ hatte also viel Positives. Doch blieb seine 
„Milde“ hinsichtlich der politischen Aufarbeitung bzw. der Rehabilitie-
rung von Geschädigten unbefriedigend. Hier muss die Rolle dieses Wegs 
noch kritisch hinterfragt werden. 
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